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Glossar und Abkürzungsverzeichnis  

AbfKlärV Klärschlammverordnung 

AbwV Abwasserverordnung 

AbwAG Abwasserabgabengesetz 

ANAG Analysendatei Altlasten und Grundwasserschadensfälle 

ASE Agrarstrukturerhebung 

ATKIS Amtliches Topografisches Kartografisches Informationssystem 

AWB künstlicher Wasserkörper (Artificial Water Body) 

BBodSchG Bundes-Bodenschutzgesetz 

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

BeStWag Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an bestehenden Straßen in Wasser-
schutzgebieten 

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheit bei der Bereitstellung von Arbeits-
mitteln und deren Benutzung bei der Arbeit, über Sicherheit beim Betrieb über-
wachungsbedürftiger Anlagen und über die Organisation des betrieblichen 
Arbeitsschutzes (Betriebssicherheitsverordnung) 

BGI Betriebliche Gewässerschutzinspektionen 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz 

BImSchV Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Biota alle Lebewesen der Umwelt (Pflanzen, Tiere, Pilze u.a.) 

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz 

BVT beste verfügbare Technik (entspricht dem deutschen Begriff „Stand der  
Technik“) 

BP Beteiligungsplattformen 

BRIDGE Verfahren zur Bestimmung der natürlichen Hintergrundbeschaffenheit des 
Grundwassers (Background cRiteria for the IDentification of Groundwater 
thrEsholds) 

BW Beteiligungswerkstätten 

BWS Bruttowertschöpfung der Wirtschaft 

BZE Bodenzustandserhebung 

ChemG Chemikaliengesetz 

ChemVerbotsV Chemikalienverbotsverordnung 

Cross Compliance Seit dem Jahr 2005 ist für alle Landwirte, die Direktzahlungen erhalten, die 
Einhaltung sog. anderweitiger Verpflichtungen (Cross Compliance) obligato-
risch (Verordnung Nr. 1782/2003 des Rates und Verordnung Nr. 796/2004 der 
Kommission).  
Die Cross Compliance-Regelungen sehen vor, dass 19 auf europäischer Ebene 
erlassene und in nationales Recht umgesetzte Rechtsakte aus den Bereichen 
Umwelt, Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanzen sowie Tierschutz, die di-
rekt auf Betriebsebene anwendbar sind, systematisch zu kontrollieren sind. Die 
Empfänger der Direktzahlungen sind darüber hinaus verpflichtet, die Flächen in 
einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand (z.B. auch Erosi-
onsschutz) zu erhalten. (Quelle: http://ec.europa.eu) 
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Defizit  abgrenzbarer Komplex an signifikanten Belastungen bzw. Beeinträchtigungen 
einer oder mehrerer Qualitätskomponenten (Zustand schlechter als das Ziel) im 
Sinne der WRRL (z.B. eine Schwermetallbelastung über einem Orientierungs-
wert oder höher als das Umweltziel in einem Wasserkörper [Verschlechte-
rungsverbot], die unterschiedliche Qualitätskomponenten beeinträchtigt und 
unterschiedliche Ursachen haben kann)  

Defizite beziehen sich auf Maßnahmenbereiche. 

DüMG Düngemittelgesetz 

DüV Düngeverordnung 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz 

EKVO Abwasser-Eigenkontrollverordnung 

EPER Europäisches Schadstoffemissionsregister 

FFH-RL Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) 

FGE Flussgebietseinheit 

FGG Flussgebietsgemeinschaft 

FIS AG Hessisches Fachinformationssystem Altlasten und Grundwasserschadensfälle 

GefStoffV Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung) 

GESIS Gewässerstruktur-Informationssystem 

GIS Geographisches Informationssystem 

Grundwasserkörper abgegrenztes Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer Grundwas-
serleiter 

Grundwasserrichtlinie Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzungen und 
Verschlechterung 

GruSchu Hessische Datenbank „Grundwasserschutzgebiete“ 

GruWaH Hessische Datenbank „Grundwasseranalysedaten“ 

GWS-VwV Verwaltungsvorschrift zur Erfassung, Bewertung und Sanierung von Grundwas-
serverunreinigungen 

HafenPolV Hafenpolizeiverordnung 

HAltBodSchG Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz 

HBV-Anlagen Herstellungs-, Behandlungs- oder Verwendungsanlagen 

HENatG Hessisches Naturschutzgesetz 

HFG Hessisches Forstgesetz 

HFischG Hessisches Fischereigesetz 

KAG Hessisches Kommunalabgabengesetz 

HCH Hexachlorcyclohexan 

HLUG Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie 

HMULV Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

HMWB erheblich veränderter Wasserkörper (Heaviliy modified Water Body) 

HQS Heilquellenschutzgebiete 

HWG Hessisches Wassergesetz 
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IfsGzustV0 Verordnung über die zur Ausführung des Infektionsschutzgesetzes und der 
Trinkwasserverordnung zuständigen Behörden 

IKSR Internationale Kommission zum Schutz des Rheins 

IVU-Richtlinie Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 

KNA Kosten-Nutzen-Analyse 

KomAbw-VO Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 
21.05.1991 über die Behandlung von kommunalem Abwasser 

KWA Kosten-Wirksamkeits-Analyse 

LAU-Anlagen Lager-, Abfüll- und Umschlagsanlagen 

LAWA Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 

Leitarten Fischarten, welche im Referenzzustand mit einer relativen Häufigkeit von über 
5 % im Gewässer vorkommen (z.B. Bachforelle und Mühlkoppe in der Forellen-
region der Mittelgebirgsbäche) 

Makrophyten Wasserpflanzen 

Makrozoobenthos Fischnährtiere 

Maßnahme geplantes Vorhaben zur Minderung/Beseitigung von Defiziten 

Dazu gehören im weiteren Sinne auch „Instrumente“ wie z.B. Rechtsinstru-
mente, administrative Instrumente, wirtschaftliche Instrumente etc. 

Maßnahmenart eine bestimmte Art von Maßnahmen aus der Maßnahmenliste, z.B. Neubau 
einer Kläranlage, Untergruppe von Maßnahmengruppe  Maßnahmenkatalog 

Maßnahmenblock ein Block von möglichen Maßnahmen zu einer bestimmten Belastungskatego-
rie, z.B. Maßnahmen zu Punktquellen  Maßnahmenkatalog 

Maßnahmendatenbank enthält alle vorgesehenen Maßnahmen für die hessischen Maßnahmenpro-
gramme, die Teil der Bewirtschaftungspläne werden, an denen Hessen beteiligt 
ist (Weser, Rhein) 

Maßnahmenbereich Überbegriff für den Ort der Umsetzung einer oder mehrerer Maßnahmen 

Maßnahmenbereiche liegen in der Regel innerhalb eines Wasserkörpers (Flä-
chen, Gewässerstrecken oder punktuellen Einzelbelastungen) oder sind was-
serkörperübergreifend und lassen sich klar auf die Wasserkörper beziehen (wie 
im Fall der  Maßnahmengebiete). 

Maßnahmengebiet ein unabhängig von Wasserkörpern definiertes Gebiet, für das Maßnahmen 
geplant werden (siehe Maßnahmenbereich) 

Maßnahmengruppe eine Gruppe von möglichen Maßnahmen zu einer bestimmten Belastungsart, 
z.B. Maßnahmen zu Kläranlagen, Untergruppe von Maßnahmenblock  Maß-
nahmenkatalog 

Maßnahmenkatalog einheitliche Liste („Maßnahmenliste“) und Beschreibung („Maßnahmenattribu-
te“) von möglichen Maßnahmearten, die in Hessen vorgesehen sind  

Der Maßnahmenkatalog beschreibt und charakterisiert die einzelnen Maßnah-
menarten anhand von allgemeinen Informationen, Wirkungen, Eignung, Kosten 
etc. („Maßnahmenattribute“ = Spaltenköpfe des Maßnahmekatalogs; „Maß-
nahmeneigenschaften“ = Ausprägungen für die einzelnen Maßnahmearten, 
also die Zellinhalte).  
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Maßnahmenkombination  Kombination von Maßnahmen für ein oder mehrere Defizite in einem Wasser-
körper 

Jede Maßnahmenkombination sollte so ausgelegt sein, dass sie prinzipiell 
imstande ist, die anvisierten Ziele zu erreichen. Im FIS MaPro kann eine Maß-
nahme als „maßgeblich“ gesetzt werden, um anzuzeigen, das sie die favorisier-
te ist. 

Maßnahmenpaket Summe der Maßnahmen pro Wasserkörper oder anderer Raumeinheiten 

Maßnahmenprogramm Summe der ausgewählte Maßnahmen für größere räumliche Einheiten (z.B. 
Hessen oder Main)  

Maßnahmenvorplanung Vorsehen/Vorplanen einer Maßnahme im FIS MaPro, nicht zu verwechseln mit 
der konkreten Maßnahmenplanung der Maßnahmenträger 

MEPhos Modell zur Ermittlung des Phosphoreintrags aus diffusen und punktuellen Quel-
len in die Oberflächengewässer (Forschungszentrum Jülich, http://www.fz-
juelich.de/icg/icg-4/index.php?index=760) 

Mindestwassererlass verwaltungsinterne Regelung über den in einem Fließgewässer zu belassenden 
Mindestabfluss bei der Entnahme und Wiedereinleitung von Wasser 

MQ mittlerer Abfluss eines Gewässers 

NAWARO nachwachsende Rohstoffe 

Orografie Spezialgebiet innerhalb verschiedener Geowissenschaften  
Sie befasst sich mit Höhenstrukturen auf der natürlichen Erdoberfläche. Haupt-
themen sind der Verlauf und die Anordnung von Gebirgen und die Fließverhält-
nisse von Gewässern. 

OSPAR Abkürzung für das Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nord-
ost-Atlantiks 

PAK Polycyclische Aromatische Kohlenwasserstoffe 

PCB polychlorierte Biphenyle 

PCDD polychlorierte Dibenzodioxine 

PCDF polychlorierte Dibenzofurane 

PERLODES deutsches Bewertungssystem für Fließgewässer auf Grundlage des Makrozoo-
benthos (http://www.fliessgewaesserbewertung.de) 

PflSchG Pflanzenschutzgesetz 

PflSchMV Pflanzenschutzmittelverordnung 

Phytobenthos auf dem Gewässerboden lebende Algen 

Phytoplankton frei im Wasser schwebende Algen 

potamal Fließgewässertyp im System des Lebensraumbereichs, der die Flussregion 
darstellt 

PSM Pflanzenschutzmittel (-wirkstoffe) 

QN Qualitätsnorm 

REACH Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 
Beschränkung chemischer Stoffe 

RP Regierungspräsidium 

RUV Rohwasseruntersuchungsverordnung 
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SUP Strategische Umweltprüfung: ein durch eine EG-Richtlinie (2001/42/EG) vorge-
sehenes, systematisches Prüfungsverfahren, mit dem die Umweltaspekte bei 
strategischen Planungen und bei dem Entwurf von Programmen untersucht 
werden 

Ein aktueller Anwendungsfall für die SUP sind die Maßnahmenprogramme 
nach WRRL.  

TBT Tributylzinnverbindungen 

TA Luft Technische Anleitung Luft 

TrinkwV Trinkwasserverordnung 

Trittsteinprinzip Trittsteine können kleine Gewässerabschnitte mit typgerechten morphologi-
schen Bedingungen oder verschiedenen Strukturelementen mit guten Habitat-
eigenschaften sein. Sie ermöglichen und erleichtern verschiedenen Gewässer-
organismen die Migration. Trittsteine müssen dauerhaft angelegt sein. 

UGB Umweltgesetzbuch 

Ursache der Grund, der zu einem Defizit führt 

z.B. Kläranlageneinleitungen, die zu Phosphor-Konzentrationen im Gewässer 
führen, die über dem Orientierungswert liegen 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

UWZmorph Konzept der hydromorphologischen Umweltziele 

VAwS Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und 
über Fachbetriebe 

Vorranggewässer Gewässer, bei denen ein oder mehrere Defizite hinsichtlich der der Zielerrei-
chung mit hoher Priorität beseitigt werden sollen 

Vorranggewässer werden auf der Ebene der Wasserkörper festgelegt. 

VO-WRRL Verordnung zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

VUmwS Verordnung zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

WALIS wasserwirtschaftliches Anlageninformationssystem 

WaStrG Bundeswasserstraßengesetz 

WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WRRL Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge-
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik (EG-Wasserrahmenrichtlinie) 

WSG Wasserschutzgebiete 

  


